Arbeiterunion Biel
Leitender Ausschuss,

Samstag, den 28. Juli 1917, abends 6 Uhr, Volkshaus
Präsidium: Genosse S. Gusset

Anwesend: Batschelet, Kaminsky, Racine, Albert Grünig, Max Monnier, Spycher, Sekretär W. Müller.

Entschuldigt abwesend: Arnold Huguenin.

Unentschuldigt abwesend: Brandenberger.

Traktanden:
1. Protokoll

2. Korrespondenzen

3. Stellungnahme zum Statutenentwurf

4. Ersatzwahlen

5. Aufnahme neuer Gewerkschaften

6. Verschiedenes

1. Protokoll.

Das Protokoll der Sitzung vom 14. Juli 1917 wird verlesen und genehmigt.

2. Korrespondenzen.

Es liegen keine Korrespondenzen vor, nur die Kündigung des Genossen W. Müller, Sekretär, auf Ende August 1917. Weil W. Müller seine Kündigung in Wiedererwägung ziehen will, wenn seine Bedingungen durch die Arbeiterunion erfüllt werden, wird die Kündigung vorläufig nicht genehmigt. Es soll der Beschluss der Delegiertenversammlung in Sachen Statutenentwurf abgewartet werden.
Auf Veranlassung des Sekretärs W. Müller erklärt der Coiffeurgehilfen-Verband mit Schreiben vom 23. Juli 1917, wieder in die Arbeiterunion einzutreten, wünscht jedoch, von der Entrichtung eines Eintrittsgeldes enthoben zu werden. Die Statuten sehen keine Eintrittsgelder vor und so wird der Coiffeurgehilfen-Verein der nächsten Delegiertenversammlung zur Aufnahme empfohlen. 
3. Stellungnahme zum Statutenentwurf.

Sekretär W. Müller beantragt, es sei der Delegiertenversammlung vom 30. Juli 1917 zu empfehlen, den Antrag 2 der „Anträge zum Statutenentwurf“ nicht anzunehmen, respektive zu verwerfen. Der betreffende Antrag lautet: In den Statuten des Gewerkschaftskartells von Biel und >Umgebung werden ersetzt:

a) die Bezeichnung „Gewerkschaftskartell“ oder „Kartell“ durch „Arbeiter-Union“,

b) die Bezeichnung „Kartellvorstand“ durch „Unionsvorstand“, eventuell „Leitender Ausschuss“.
W. Müller begründet seinen Antrag damit, dass das, was wir heute „Arbeiterunion“ nennen, eigentlich keine Union mehr bilde, weil ihr die politischen Sektionen nicht mehr angehören und sie somit eine rein gewerkschaftliche Organisation sei, die logischerweise „Gewerkschaftskartell“ genannt werden müsse, wie es im Statutenentwurf bereits vorgesehen sei. Logischerweise könne auch die Bezeichnung „Kartellvorstand“ nicht abgeändert werden.
Im übrigen macht W. Müller noch darauf aufmerksam, dass vom Gewerkschaftsbund ein Statutenentwurf vorliege, der an der Gewerkschaftskonferenz vom 7./9. September 1917 zur Behandlung gelange und zweifellos angenommen werde. Danach hätten sich an allen Orten die Sektionen der gewerkschaftlichen Zentralverbände in örtliche Organisationen zusammenzuschliessen, welche als „Gewerkschaftskartelle“ bezeichnet werden. Nehmen wir diese Namensänderung nicht heute bei der Statutenrevision vor, so müssen wir sie am 1. Januar 1918, wenn die neuen Statuten des Gewerkschaftbundes in Kraft treten, vornehmen. 

Der Antrag W. Müller wird gutgeheissen.

